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Wiederkehr der Schande
Vor 80 Jahren scheiterte die Zivilisation auf der Konferenz in Évian
Im Umgang mit Flüchtlingen entscheidet sich auch die Schicksalsfrage des 21. Jahrhunderts

Von Heiko Kauffmann

Im Juli 1938 trafen sich in Evian am
Genfer See Delegierte von 32 Staa-
ten, um über die Aufnahme der exis-
tenziell bedrohten jüdischen Flücht-
linge und Verfolgten des Nazi-Re-
gimes zu beraten. Die Konferenz en-
dete in einem Desaster: kein euro-
päisches Land erklärte sich bereit, die
Flüchtlinge aufzunehmen oder we-
nigstens die Einreisebedingungen zu
lockern.
80 Jahre später, Ende Juni 2018,

trafen sich in Brüssel die Staats- und
Regierungschefs der 28 EU-Länder,
um über die europäische Migrations-
und Asylpolitik zu beraten und eine
gemeinsame Strategie zur Lösung der
»Flüchtlingskrise« zu verabschieden.
Die Ergebnisse sind so niederschmet-
ternd wie schockierend: Im Fokus der
Richtlinien und Beschlüsse stehen
Ausgrenzung, Abschreckung, Schutz-
verweigerung, Abwehr und Auslage-
rung des Flüchtlingsschutzes.
Ein Déjà-vu der Schande – dieser

Gipfel wird 80 Jahre nach Evian als
Gipfel der Inhumanität, der Ignoranz
und des Zynismus in die Geschichte
eingehen. Denn 80 Jahre nach Evian
scheinen die Lehren der Geschichte
wieder vergessen zu sein. Diese führ-
ten nach 1945 zur Etablierung der
Menschenrechte und eines in völker-
rechtlichen Konventionen veranker-
ten internationalen Flüchtlings-
schutzsystems, das ein zweites »Evi-
an« für immer verhindern sollte.
Heute klügeln die EU-Staaten ein

grenzenlos brutales System der Be-
und Verhinderung der Inanspruch-
nahme des Asylrechts aus, das die
Drangsalierungen und Auflagen, de-
nen die Nazi-Verfolgten in ihren Asyl-
ländern ausgesetzt waren, an Härte,
bürokratischer Kontrolle, Undurch-
dringlichkeit und Demütigung bei
Weitem übertrifft.
Ob vorgeschaltete »Zulässigkeits-

verfahren«, »Ausschiffungsplattfor-
men«, »Kontrollierte« oder »Anker-
Zentren«, »Hotspots« im Innern, an
den Außengrenzen oder darüber hi-
naus, ob Abschiebungen und »Rück-
führungen« in Kriegsgebiete wie Af-
ghanistan und angeblich sichere
Drittstaaten – mit einem Europa als
»Raumder Freiheit, der Sicherheit und
des Rechts« hat dies alles nichts mehr
zu tun. Und »Deals« mit nationalisti-
schen Autokraten oder die Zusam-
menarbeit mit menschenrechtlich be-
denklichen Staaten, Warlords oder
kriminellen Milizen einer Küstenwa-
che strafen den Anspruch der EU als
einer »Wertegemeinschaft« Lügen.

Alle diese Maßnahmen sind keine Lö-
sungen, von denen immer die Rede ist,
sondern Symptome rassistischer Ab-
wehr und der Geringschätzung und
Missachtung all der Verzweifelten,
Verfolgten und Gedemütigten, deren
letzte Hoffnung die Humanität Euro-
pas war.
Sinnbilder für diese von Populis-

ten und Rassisten angetriebene in-
humane europäische Flüchtlingspo-
litik sind die Odysseen der »Aquari-
us« und der »Lifeline« im Juni 2018.
Auch sie haben eine Entsprechung in
der dunkelsten Phase der deutschen
Vergangenheit und erinnern fatal an
die Irrfahrten der »St.Louis«, das
»traurigste Schiff derWelt«. Das Schiff
hatte versucht – nach dem Scheitern
der Konferenz von Evian und dem
Novemberpogrom 1938 –, über 900
jüdische Flüchtlinge aus Deutschland
in Sicherheit zu bringen. Vergeblich;
nirgends ein sicherer Hafen, kein ret-
tendes Ufer. Kuba und die USA ver-
weigerten die Landeerlaubnis, ande-
re Länder schlossen ihre Grenzen.
Nach wochenlanger Irrfahrt und
Rückkehr nach Europa durften die
Passagiere schließlich in Antwerpen
an Land gehen. Aber auch hier wa-
ren sie nicht sicher. Nach der Beset-
zung der Niederlande und Frank-
reichs durch die deutsche Wehr-
macht endete die Odyssee für viele
Flüchtlinge der »St.Louis« im KZ.
Der ehemalige hehre Anspruch ei-

ner humanen europäischen Flücht-
lingspolitik tritt heute immer weiter
hinter der Realität einer endlos res-
triktiver werdenden, rassistisch un-
terfütterten Politik mit ausgrenzen-
den Gesetzen, Praxen und Diskursen
zurück. Kriminalisierungen und
Stigmatisierungen von Flüchtlingen
gehören mittlerweile nicht nur zum
Alltagsrepertoire von Populisten vom
Schlage Gaulands, Höckes oder Wei-
dels. »Asyl-Tourismus«, »Abschiebe-
Industrie«, »Asyl-Gehalt«, »Asyl-
Shuttle« sind nur einige der Begriffe,
deren Sagbarkeit auch von Politi-
kern wie Seehofer, Söder, Dobrindt
und anderen erprobt wird, um Ängs-
te zu mobilisieren und Sündenböcke
zu präsentieren. Die Helfer und See-
notretter werden zugleich als »naive
Gutmenschen«, als »NGO-Wahn-
sinn« (Sebastian Kurz) und »Unter-
stützer der Schlepper-Industrie« dis-
kriminiert und kriminalisiert. Damit
versuchen die Urheber, von den Ver-
säumnissen ihrer eigenen Politik ab-
zulenken und die wahren und tat-
sächlichen Fluchtgründe zu kaschie-
ren, für die sie mitverantwortlich
sind.

Zehntausende von Flüchtlingen
begeben sich nicht auf die Flucht oder
ertrinken im Mittelmeer, weil Schlep-
per ihr Leid ausnutzten und sich an ih-
rem Elend bereicherten; sie geraten in
Lebensgefahr oder ertrinken,weil kein
Staat der EU bereit ist, sie legal ein-
reisen zu lassen, sie aufzunehmen und
sich ernsthaft und nachhaltig mit ih-
ren Fluchtgründen auseinanderzuset-
zen. Eurozentrismus und institutio-
neller europäischer Rassismus siegen
über Menschlichkeit und die völker-
rechtliche Verpflichtung zur Seenot-
rettung. In der Geringschätzung von
Menschenleben, der billigenden In-
kaufnahme des Todes von Flüchtlin-
gen und der Missachtung von Men-
schenrechten offenbart sich die poli-
tische und moralische Signatur Euro-
pas im frühen 21. Jahrhundert.
So wie Brüssel und Berlin die Ur-

sprünge und Intentionen des Rechts
auf Asyl vergessen haben oder ver-
gessen machen möchten, so verdrän-
gen und verschweigen sie auch die Ur-
sachen der Flucht. Flüchtlingslager

werden zum Sinnbild eines postkolo-
nialen Systems europäischer Apart-
heid. Dieses »Labor« einer durch
FRONTEX, durch militante Küsten-
wachen und kriminelle Milizen mili-
tärisch und technologisch abgesicher-
ten europäischen Flüchtlingspolitik
hat gravierende negative Folgen für
die Menschen sowohl der Herkunfts-
wie der »Aufnahme«-Länder. Es ver-
ändert auch den Status quo und die
Zukunft von Rechtsstaatlichkeit und
Demokratie. Exterritoriale Lager der
Armut, Ausgrenzung, Recht- und Ge-
setzlosigkeit einerseits – Festungen
des Wohlstands und der »Rechtsstaat-
lichkeit« andererseits. Das Leben in
Lagern, im Ausnahmezustand droht
zum Normalfall, zur Realität des
Flüchtlings im 21. Jahrhundert zu
werden. Dies alles geschieht im Na-
men Europas, im Namen der Demo-

kratie; und es dokumentiert damit in
erschreckender Weise ihre Verwer-
fungen.
Das Problem Deutschlands und Eu-

ropas sind nicht die Flüchtlinge. Das
Problem Deutschlands und Europas
heißt heute: RASSISMUS.War es 1938
ein ideologisch motivierter Antisemi-
tismus, der in vielen Ländern zur Zu-
rückweisung von Flüchtlingen – in sei-
ner schlimmsten Variante in Nazi-
Deutschland zu Mord und planmäßi-
ger Vernichtung der jüdischen Bevöl-
kerung – führte, so sehen sich Flücht-
linge heute, vor allem jene aus Afrika
und mit islamischer Religionsangehö-
rigkeit, mit einem ideologisch und
ökonomisch motivierten institutionel-
len Rassismus konfrontiert, mit Ver-
ordnungen und Gesetzen, in die ras-
sistisches Denken eingegangen ist, die
zu ausgrenzenden Praxen und Dis-
kursen führen.
Der Verrat an den viel beschwore-

nen Werten Europas, des »christli-
chen Abendlandes«, seiner Tradition
der Aufklärung, Demokratie und der
Menschenrechte lässt sich exempla-
risch an seiner Flüchtlingspolitik ab-
lesen, die zur Minderbewertung, He-
rabsetzung und aggressiven Ausgren-
zung anderer Kulturen sowie Men-
schen anderer Herkunft führt; Wer-
tigkeitsmerkmale – das lehrt die deut-
sche und europäische Geschichte im
Übermaß –, derer sich autoritäre oder
faschistische Regime zur »Rechtferti-
gung« von Rassismus, Antisemitis-
mus, Verfolgung und Krieg gerne be-
dienen.
Evian bewies, dass staatlicher und

alltäglicher individueller Rassismus
einander bedingen. Deshalb verlangt
das Bemühen um seine Überwindung
eine gesellschaftliche und politische
Auseinandersetzung über die staatli-
che Diskriminierungs- und Ausgren-
zungspolitik gegenüber Flüchtlingen –
eine Aufgabe, der sich Politik und Re-
gierungsparteien bisher beharrlich
verweigern. Hier sind die Opposition,
die Kirchen, Gewerkschaften und die
gesamte Zivilgesellschaft aufgerufen
und gefordert, öffentlich und mit al-
lem Nachdruck das Thema »Instituti-
oneller Rassismus« auf die politische
und gesellschaftliche Tagesordnung
zu setzen.
Der Kapitän der St.Louis, Gustav

Schröder, beendete seine Memoiren
mit den Worten: »Niemals möge die
Mahnung vergessen werden, die das
tragische Schicksal der schwergeprüf-
ten Passagiere für die gesamte
Menschheit bedeutet: damit sich
Grausamkeit und Unmenschlichkeit
nie wieder breitmachen können.«

Und Hermann Langbein, Ausch-
witz-Überlebender und Chronist des
Widerstandes in den Konzentrations-
lagern, erklärte kurz vor seinem Tod
in den 1990er Jahren, die bezüglich
der Hetze gegen Flüchtlinge durchaus
eine Parallele zur heutigen Situation
aufweisen: »Ja, nie wieder Auschwitz,
aber das ist keine Sache von salbungs-
vollen Reden. Die Rassenideologie ist
wieder auf dem Vormarsch, in
Deutschland, in Österreich; die Men-
schen werden wieder eingeteilt. Die
Lehre von Auschwitz ist: die Men-
schen nie mehr einteilen. Und: die
Verantwortung für sein eigenes Han-
deln erhalten.«
Die wichtigste Lehre aus dem

Scheitern von Evian und aus dem Zi-
vilisationsbruch der Kollektivverbre-
chen des vergangenen Jahrhunderts
war die universelle Verankerung der
Menschenrechte in völkerrechtlichen
KonventionenundVerträgen sowie die
Einrichtung von Instrumenten zur
Überwachung ihrer Einhaltung als
Grundlage des internationalen Men-
schenrechts- und Flüchtlingsschutzes.
Wenn diese heute durch Uminterpre-
tationen, Zergliederung und vorge-
schaltete Hürden, durch politische
Willkür und eine Verzweckung des
Rechts, durch die Kategorisierung und
Einteilung von Menschen durch ver-
antwortliche Regierungen oder Staa-
ten in Zweifel gezogen oder bis zur
Unkenntlichkeit entstellt werden, ist
dies nicht nur ein historischer Skan-
dal, der das Menschenbild und den
Humanitätsanspruch Deutschlands
und Europas gänzlich in Frage stellt.
Es wäre auch der Niedergang des Pro-
jekts der rechtsstaatlichen Demokra-
tie und könnte – im schlimmsten Fall
- den Beginn einer nationalistisch –
präfaschistischen Ära markieren.
Die unterlassene Hilfe der EU bei

der Rettung Schiffbrüchiger im Mit-
telmeer, die Kriminalisierung der See-
notretter und die harschen Beschlüsse
von Brüssel gegenüber Flüchtlingen
dokumentieren nur allzu deutlich:
Auch die Demokratie ist keine Garan-
tie zur Verhinderung der Barbarei.
Diese kann nur dann abgewendet
werden, wenn ihr von Beginn an eine
wachsame, aktive und widerständige
Zivilgesellschaft auf das Entschiedens-
te entgegentritt.
Vor 80 Jahren in Evian hat die Zi-

vilisation ihre Prüfung nicht bestan-
den. An seiner »Schicksalsfrage« (Bun-
deskanzlerin Merkel): im Mittelmeer,
an seinen Außengrenzen, am heutigen
und künftigen Umgang mit Flüchtlin-
gen wird sich erweisen, ob Europa die
Prüfung des 21. Jahrhunderts besteht.

Auch die Demokratie
ist keine Garantie zur
Verhinderung der Bar-
barei. Diese kann nur
abgewendet werden,
wenn ihr eine
wachsame, aktive und
widerständige
Zivilgesellschaft auf das
Entschiedenste
entgegentritt.

Die »Lifeline« auf Irrfahrt im Mittelmeer. Foto: AFP/Hermine Poschmann
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Vom 6. bis zum 15. Juli
1838 suchten die
Vertreter von 32 Staaten
in Évian nach einer
»Lösung« für die
jüdischen Flüchtlinge, die
vor dem Naziterror
flohen. Heute suchen die
EU-Staaten nach einer
»Lösung der Flüchtlings-
krise«. Die Zeichen
stehen auf Egoismus und
Scheitern – wie vor 80
Jahren.


